
bewußten gesellschaftlichen Disziplin ankommt, müs­
sen die kurzzeitigen Freiheitsstrafen wie die Bewäh­
rungsstrafen stets mit anderen gesellschaftlichen 
Erziehungsmaßnahmen verbunden werden, um einen 
dauerhaften verändernden Erziehungserfolg zu errei­
chen.
Völlig falsch wäre es, das Kommunique des Politbüros 
zu Problemen der Jugend als eine Aufforderung zu 
generell „mildere:'“ Rechtsprechung aufzufassen. In 
Wirklichkeit geht es nicht um quantitative Dinge, son­
dern um die Erhöhung der Wirksamkeit der staat­
lichen und gesellschaftlichen Maßnahmen.
2. Wie hängt die Forderung der entschiedenen Be­
kämpfung des Rowdytums durch die Straforgane mit 
der Hauptthese zusammen, daß letztlich die Gesell­
schaft den entscheidenden Beitrag zur Überwindung 
des Rowdytums leistet?
In allen Maßnahmen der Straforgane muß für die 
Bevölkerung sichtbar zum Ausdruck kommen, daß 
Sicherheit und Ordnung sowie die Rechte und Inter­
essen der Bürger gegenüber dem Rowdytum strikt 
gewährleistet werden. Nur dann kann sich das Ver­
trauensverhältnis zwischen dem sozialistischen Staat 
und den Bürgern weiterhin festigen. Nur dann wird 
die gesellschaftliche Aktivität der Bürger steigen, gegen 
das Rowdytum vorzugehen, sei es durch Hinweise und 
Anzeigen bei den Untersuchungsorganen, sei es dadurch, 
daß entstehendem Rowdytum selber entschieden ent­
gegengetreten wird. Der Beschluß des Staatsrates über 
die weitere Entwicklung der Rechtspflege vom 
30. Januar 1961 betont ausdrücklich, daß der Erfolg im 
Kampf gegen die Kriminalität vor allem darauf beruht, 
„daß die Wachsamkeit und die Aktivität der Werk­
tätigen die Ursachen, aus denen Straftaten erwachsen, 
ausräumen und dadurch Verbrechen vorgebeugt 
wird“17.

17 Beschluß des Staatsrates der DDR vom 30. Januar 1961, 
NJ 1961 S. 74.

Das Vertrauen zu den Straforganen wird aber dann 
enttäuscht, wenn z. B. — wie es geschehen ist — ein 
Gericht es ablehnt, ein Hauptverfahren gegen einen 
Rowdy zu eröffnen, der im Beisein von zwei Freunden 
nachts um 23 Uhr auf der Straße einen Straßen­
bahner derart anrempelte, daß dieser fast zu Fall kam, 
und — zur Rede gestellt — den Straßenbahner brutal 
ins Gesicht schlug.
Eine solche Entscheidung des Gerichts hat zwei schäd­
liche Konsequenzen:
Einmal wird der Rowdy geradezu ermuntert, einen 
Bürger niederzuschlagen, der sich gegen sein rowdy­
haftes Verhalten tatkräftig zur Wehr setzt (denn das 
Gericht lehnte gerade deshalb die Eröffnung des 
Hauptverfahrens ab, weil der Geschädigte mit seinem 
Widerstand ,unklug“ gehandelt habe). Eine solche Ent­
scheidung trägt zweitens keineswegs dazu bei, die 
Bevölkerung zum eigenen aktiven Handeln gegenüber 
dem Rowdytum zu erziehen. Obwohl wir wissen, daß 
die Öffentlichkeit die entscheidende Kraft im Kampf 
gegen das Rowdytum ist, bestehen gerade hier noch 
ernste Versäumnisse und Mängel. Wie oft kann man 
beobachten, daß Erwachsene beim Vorliegen rowdy­
haften Verhaltens zwar vielsagend mit dem Kopf 
schütteln, aber nicht selbst tatkräftig eingreifen. Unser 
Ziel ist es jedoch, eine Atmosphäre der Unduldsamkeit 
gegenüber Rowdytum und anderen Rechtverletzungen 
zu schaffen. Eine solche Atmosphäre erreichen wir aber 
nur, wenn die Staatsorgane ohne Liberalismus die 
Bürger vor Rowdys schützen und unterstützen, ins­
besondere diejenigen, die dem rowdyhaften Verhalten 
Widerstand entgegensetzen und damit Beispiel für 
andere Menschen sind.

*

Der Artikel konnte nur einige Probleme aufwerfen, die 
mit der Bekämpfung des Rowdytums im Zusammen­
hang stehen. Um einen erfolgreichen Kampf gegen das 
Rowdytum zu führen, ist es erforderlich, mehr als bis­
her in einer breiten Diskussion alle Fragen zu klären.

Prof. Dr. FRITZ NIETHAMMER, Abteilung Zivilrecht im Prorektorat für Forschung 
der Deutschen Akademie für Staats- und Rechtsioissenschaft „Walter Ulbricht“

Fragen des Beweises im neuen Zivilproze^recht

Es ist die Aufgabe des neuen Prozeßrechts, mit seinen 
typischen Mitteln zur Verwirklichung des Zivil- und 
Familienrechts beizutragen, insb. den Bürgern bei der 
Durchsetzung der Regeln des sozialistischen Gemein­
schaftslebens Unterstützung zu geben, soweit diese nicht 
freiwillig eingehalten werden. Die Lösung dieser Auf­
gabe schließt jedes formale Herangehen aus und ver­
langt die völlige Überwindung .des alten, bürgerlichen 
Prozeßdenkens.

Eines der typischen Mittel des gerichtlichen Prozesses 
ist u. a. die Aufnahme und Würdigung von Beweisen 
über Tatsachen, die für die Entscheidung des Gerichts 
erheblich sein können. Im sozialistischen Prozeß dient 
die • Beweisaufnahme dazu, die objektive Wahrheit zu 
finden und den Sachverhalt in seinen gesellschaftlichen 
Zusammenhängen völlig zu klären. Es ist daher Sache 
des Gerichts, alle ihm zugänglichen, möglicherweise zur 
Erlangung dieses Zieles geeigneten Beweise aufzu­
nehmen.

Die Bedeutung der Beweislastregel im bürgerlichen
Zivilprozeß
Bei der bürgerlichen Verhandlungsmaxime hängt es in 
der Regel, ausschließlich von den Anträgen der Parteien 
ab, über welchen Sachverhalt Beweise aufgenommen 
und welche Beweismittel herangezogen werden. Der 
Aufklärungspflicht des Gerichts sind hier enge Grenzen 
gesetzt. Jede Partei trägt die Beweislast für das Vor­
handensein aller, auch der negativen Voraussetzungen 
derjenigen Normen, ohne deren Anwendung ihr Prozeß­
begehren keinen Erfolg haben kann1 (Beweislastregel). 
Ein beachtlicher Teil aller Zivilprozesse wird auf 
Grund dieser Beweislastregel entschieden. Man be­
schränkt sich also auch in dieser Beziehung auf eine Art 
„formeller“ Wahrheit; denn man entscheidet ja in 
solchen Fällen nicht auf Grund eines exakt festgestell­
ten Sachverhalts, sondern begnügt sich mit der negati-
1 Rosenberg, Lehrbuch des deutschen ZivUprozeßrechts, 7. Auf­
lage, S. 535.
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